
Abgabe der Steuer-Identifikationsnummer. 

 

Ab dem 1. Januar 2026 ändert sich das Verfahren zur Beantragung des 

Behinderten-Pauschbetrags grundlegend. Die Steuer-Identifikationsnummer (Steuer-

ID) spielt dabei eine zentrale Rolle, da die Daten direkt vom Versorgungsamt an das 

Finanzamt übermittelt werden.  

Hier sind die wichtigsten Punkte: 

 

 Automatische Übermittlung: Ab 2026 wird der Grad der Behinderung (GdB) sowie 

die Merkzeichen elektronisch und automatisch an das Finanzamt gemeldet. 

 Steuer-ID angeben: Betroffene sollten dem Versorgungsamt ihre Steuer-

ID mitteilen. Wer eine neue Feststellung oder Änderung seiner Behinderung 

beantragt, hat die Steuer-ID zwingend dem Versorgungsamt mitzuteilen, um den 

Pauschbetrag nicht zu verlieren. Die Antragsvordrucke wurden dahingehend um das 

Feld „Steuer-ID“ erweitert. Die Steuer-ID ist eine elfstellige Nummer und enthält keine 

Informationen über die betreffende Person. Sie ist dauerhaft gültig und ändert sich 

auch nicht durch einen Umzug, eine Namensänderung oder durch Änderung des 

Familienstandes. Vom Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) erhält jedes Kind nach 

Geburt automatisch eine Steuer-ID. Weitere Informationen erhalten Sie beim BZSt.  

 Die Angabe der Steuer-ID ist freiwillig. Bitte beachten Sie, dass ohne Angabe der 

Steuer-ID keine automatische Übermittlung der für die Geltendmachung des 

Behindertenpauschbetrages erforderlichen Daten an die Finanzbehörde erfolgen 

kann. Damit verlieren Sie den Behindertenpauschbetrag. 

 Die Vorlage des Ausweises/ Steuerliche Bescheinigung beim Finanzamt ist dann 

nicht mehr notwendig. 

 

Für Bestandsfälle ändert sich nichts an der bisherigen Praxis zur Vorlage beim 

Finanzamt. Eine Nacherfassung der Steuer-ID seitens des Versorgungsamtes 

erfolgt nicht. 

 

Bei weiteren Fragen können sich gerne an die Mitarbeitenden des 

Versorgungsamtes wenden. 


